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2. Berücksichtigung der Bodenqualität und Agrarstruktur 

Bei der Planung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen auf landwirtschaftlichen Nutzflächen 

muss zudem die Bodenqualität sowie die Struktur der Flächen berücksichtigt werden. In 

diesem speziellen Fall weisen die geplanten Flächen Bonitäten von überwiegend unter 40 

Bodenpunkten auf. Dies begrüßen wir ausdrücklich. 

 

Allerdings gibt es innerhalb der aktuellen Planung problematische Punkte, die wir detailliert 

darlegen möchten: 

 

• Die Flurnummern 847 und 848 der Gemarkung Heidenfeld würden durch die 

Anordnung der PV-Anlage vollständig eingekesselt werden, was die langfristige 

Bewirtschaftung dieser Flächen massiv erschwert. Eine solche Planung kann die 

Wirtschaftlichkeit der betroffenen Betriebe erheblich beeinträchtigen. Wenn die 

Flurnummern 847 und 848 nicht einbezogen werden können, dann fordern wir 

zumindest die Streichung der Flurnummern 849 und ggf. 846 aus der Planung. 

Diese Flächen fügen sich nicht in die bestehende Agrarstruktur ein und führen zu 

einer Zerschneidung landwirtschaftlicher Nutzflächen, was erhebliche negative 

Auswirkungen auf die Bewirtschaftung hat.  

• Die teilweise Einbeziehung der Flurnummer 864 in den Geltungsbereich sehen wir 

ebenfalls als kritisch an, da durch die geplante Anordnung der PV-Anlage auf 

dieser Fläche eine Restfläche entstehen würde, die nur mit erheblichem 

Mehraufwand bewirtschaftet werden kann. Dies gilt es unbedingt zu vermeiden, 

da wirtschaftliche Verluste für die betroffenen Betriebe die Folge wären. 

 

3. Erhalt landwirtschaftlicher Wege 

Ein weiterer Punkt betrifft die überplanten landwirtschaftlichen Wege (Flurnummern 845 und 

857 sowie 870 in der Gemarkung Heidenfeld). Diese Wege dienen landwirtschaftlichen 

Betrieben als direkte Zuwegung zu ihren Feldern, insbesondere zu den zwei isolierten 

Flurnummern 847 und 848. Eine Überplanung dieser Wege würde zu längeren Fahrstrecken 

bzw. Zufahrt nur noch über schlechter ausgebaute Wege und somit zu einem erhöhten 

wirtschaftlichen Aufwand für die Landwirte führen. Enge Abstimmungen mit den betroffenen 

Betrieben vor Ort sind hierfür zwingend notwendig, um unnötige Umwege und damit 

verbundene wirtschaftliche Nachteile zu vermeiden. 

 

 




